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Antrag 

der Abgeordneten Walter Kolbow, Hans Gottfried Bernrath, Gernot Erler, Katrin 
Fuchs (Verl), Norbert Gansei, Konrad Gilges, Dieter Heistermann, Erwin Horn, 
Gabriele Iwersen, Horst Jungmann (Wittmoldt), Susanne Kästner, Fritz Rudolf 
Körper, Uwe Lambinus, Robert Leidinger, Dr. Dietmar Matterne, Gerhard Neumann 
(Gotha), Horst Niggemeier, Manfred Opel, Dr. Hermann Scheer, Brigitte Schulte 
(Hameln), Dr. Hartmut Soell, Heinz-Alfred Steiner, UtaTitze, Karsten D. Voigt 
(Frankfurt), Rudi Walther (Zierenberg), Reinhard Weis (Stendal), Uta Zapf, Dr. Peter 
Struck, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Wehrtechnische Zusammenarbeit mit Israel 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß im Bereich der wehr- 
technischen Zusammenarbeit mit Israel und insbesondere bei 
der Überlassung von Wehrmaterial der früheren Nationalen 
Volksarmee der Deutschen Demokratischen Republik an Israel 
zum Zwecke der wehrtechnischen Auswertung Pannen ge- 
schehen und Fehler begangen worden sind, durch deren 
Bekanntwerden bei der Aufdeckung einer als „Landmaschi- 
nen" deklarierten Waffenlieferung im Hamburger Hafen am 
26. Oktober 1991 das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Israel über Monate belastet worden ist. 

2. Der Deutsche Bundestag mißbilligt, daß trotz eindeutiger Ent- 
scheidungen des Bundessicherheitsrates, klarer Bestimmungen 
in den Grundsatzvereinbarungen zwischen Bundeskanzleramt, 
Bundesministerium der Verteidigung und Bundesnachrichten- 
dienst sowie einer klaren Weisungslage durch den zuständigen 
beamteten Staatssekretär im Bundesministerium der Verteidi- 
gung 

— in den militärischen Führungsstäben des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung gegen die Entscheidungen des 
Bundessicherheitsrates und die Staatssekretärs-Weisungen 
verstoßen wurde; 

— die auf der Durchführungsebene beteiligten Mitarbeiter des 
Bundesnachrichtendienstes sich der besonderen Sensibilität 
bei der Abwicklung der Bereitstellung von Wehrmaterial für 
Israel zumindest in zwei Fällen nicht in ausreichendem 
Maße bewußt waren und nach wie vor der Verdacht eines 
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Verstoßes gegen Bestimmungen des Kriegswaffenkontroll- 
gesetzes besteht; 

— die militärisch Verantwortlichen im Bundesministerium der 
Verteidigung entschieden und handelten, ohne den zustän- 
digen beamteten Staatssekretär oder den politisch verant- 
wortlichen Minister über ihre Entscheidungen und Hand- 
lungen hinreichend zu informieren; 

— der zuständige beamtete Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium der Verteidigung es unterließ, seine eindeutigen 
Weisungen auf ihre Einhaltung und Beachtung bei der 
Durchführung der Bereitstellung des Wehrmaterials für 
Israel zu überprüfen und sich dazu vortragen zu lassen; 

— der politisch verantwortliche Bundesminister der Verteidi- 
gung es trotz zunehmender eigener Kenntnisse über die Ge- 
samtzusammenhänge unterließ, zeitgerecht eine politische 
Entscheidung des Bundessicherheitsrates herbeizuführen, 
die vom Führungsstab der Streitkräfte mit Vorlage vom 
11. Oktober 1990 gefordert worden war, und es zuließ, daß 
in der Zeit bis zum Beschluß des Bundessicherheitsrates vom 
27. Februar 1991 die „handelnden Personen“ im Bundes- 
ministerium der Verteidigung mit ihrer Teilverantwortung 
alleingelassen wurden; 

— der Bundesminister der Verteidigung es selbst nach der 
Entscheidung des Bundessicherheitsrates vom 27. Februar 
1991 unterließ sicherzustellen, daß nach dieser Entschei- 
dung verfahren wurde (siehe Lieferung aus Wilhelmshaven 
vom 28. Februar 1991 und versuchte Lieferung aus Hamburg 
vom 26. Oktober 1991). 

3. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit diesen durch den Verteidigungsausschuß des Deutschen 
Bundestages in der Zeit vom Oktober 1991 bis Februar 1992 
erarbeiteten Feststellungen ist erwiesen, daß 

— der Bundesminister der Verteidigung Entscheidungen des 
Bundessicherheitsrates nicht einhielt bzw. umsetzte; 

— ein Verstoß des Bundesnachrichtendienstes gegen Bestim- 
mungen des Kriegswaffenkontrollgesetzes nicht ausge- 
schlossen werden kann; 

— die politische Kontrolle durch den Bundesminister der Ver- 
teidigung über hochsensible Vorgänge in seinem Zuständig- 
keitsbereich nicht gegeben war; 

— die Zusammenarbeit zwischen Bundeskanzleramt, Bundes- 
ministerium der Verteidigung und Bundesnachrichtendienst 
in einem für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
wichtigen Bereich nicht gegeben war bzw. nicht funktio- 
nierte. 

4. Der Deutsche Bundestag rügt diese Sachverhalte und fordert 
die Bundesregierung auf, sich bei der wehrtechnischen Zusam- 
menarbeit mit Israel und anderen Staaten und bei der Überlas- 
sung von Wehrmaterial zum Zwecke der technischen Auswer- 
tung zukünftig strikt an die diesbezüglichen Beschlüsse des 
Bundeskabinetts vom 31. Oktober 1991 zu halten. 
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5. Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Bundesregierung, 
wie angekündigt, nach Abschluß der parlamentarischen Bera- 
tung die notwendigen und gebotenen rechtlichen Konsequen- 
zen zieht und daß sie dort, wo nachweislich persönlich schuld- 
haft gegen geltendes Recht und geltende Bestimmungen ver- 
stoßen wurde, strafrechtliche und disziplinarrechtliche Maß- 
nahmen ergreift. 

6. Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die wehrtechnische 
Zusammenarbeit mit Israel und anderen Staaten zukünftig 
nicht konspirativ, sondern offen, politisch kontrolliert und 
nachvollziehbar so durchgeführt wird, daß damit befaßte staat- 
liche Stellen und Institutionen nicht gegen Gesetze der Bun- 
desrepublik Deutschland verstoßen. 


Bonn, den 29. April 1992 

Walter Kolbow 
Hans Gottfried Bernrath 
Gernot Erler 
Katrin Fuchs (Verl) 

Norbert Gansei 

Konrad Gilges 

Dieter Heistermann 

Erwin Horn 

Gabriele Iwersen 

Horst Jungmann (Wittmoldt) 

Susanne Kästner 

Fritz Rudolf Körper 

Uwe Lambinus 

Robert Leidinger 

Dr. Dietmar Matterne 


Gerhard Neumann (Gotha) 
Horst Niggemeier 
Manfred Opel 
Dr. Hermann Scheer 
Brigitte Schulte (Hameln) 

Dr. Hartmut Soell 
Heinz -Alfred Steiner 
Uta Titze 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Rudi Walther (Zierenberg) 
Reinhard Weis (Stendal) 

Uta Zapf 

Dr. Peter Struck 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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